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Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz
und Antidiskriminierung

Herrn Abgeordneten Thorsten Weiß (AFD)
über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin
über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/26479
vom 2. Februar 2021
über Jugendstrafrecht: Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (RiJGG)

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. 1994 wurden bundeseinheitliche Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (RiJGG) erlassen. Hat die
Berliner AV vom 12.07.1994 (ABl. S. 2313) weiterhin Gültigkeit?

Zu 1.: Die Berliner AV vom 12. Juli 1994 hat weiterhin Gültigkeit.

2. Gelten die Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz (RiJGG) einheitlich im Bundesgebiet oder haben
die Länder Abweichungen vorgenommen?

Zu 2.: Es handelt sich um bundeseinheitliche Richtlinien aufgrund einer Vereinbarung
der Landesjustizverwaltungen. In Berlin sind diese durch die in der Antwort zu
Frage 1 genannte AV eingeführt worden.

3. Was sind „kleinere bis mittelschwere Verfehlungen“ gemäß RiJGG?

4. Was ist „jugendtypisches Fehlverhalten mit geringem Schuldgehalt und geringen Auswirkungen“
gemäß RiJGG?

Zu 3. und 4.: Die Beurteilung dieser Voraussetzungen obliegt den zuständigen Ju-
gendstaatsanwältinnen und Jugendstaatsanwälten anhand der konkreten Umstände
des jeweiligen Einzelfalls. Nach der im Land Berlin erlassenen Gemeinsamen Allge-
meinen Verfügung über die vermehrte Anwendung des § 45 JGG im Verfahren ge-
gen Jugendliche und Heranwachsende (Diversionsrichtlinie) vom 2. Oktober 2014
stellen insbesondere leichtsinniges, unbekümmertes, ziel- und planloses Handeln
aus der Situation oder aus einer Gruppe heraus sowie Handeln aus Geltungsbedürf-
nis, Erlebnishunger oder ähnliche jugendtypische Motivationen Anhaltspunkte für ein
„jugendtypisches Fehlverhalten mit geringem Schuldgehalt und geringen Auswirkun-
gen“ dar. Geringe Auswirkungen sind nach der Diversionsrichtlinie in der Regel bei
einem Schaden bis zu 100,- EUR, im Einzelfall auch bei einem höheren Schaden
anzunehmen.

5. Wann wurden die Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz im Land Berlin zuletzt geändert? (Bitte um
Übermittlung der aktuellen Fassung)



2

Zu 5.: Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. Die bundeseinheitlichen Richtli-
nien sind u.a. vollständig im Anhang zu 2. des Kommentars zum Jugendgerichtsge-
setz von Eisenberg/Kölbel, 21. Auflage 2020, abgedruckt.

6. Bei welchen Straftatbeständen ist im Land Berlin gemäß Diversionsrichtlinie die Anwendung des
Diversionsverfahren vorgesehen? (Bitte um Übermittlung der Gemeinsamen Anordnung der Senats-
verwaltungen für Justiz, für Inneres und für Schule, Jugend und Sport zur vermehrten Anwendung des
§ 45 JGG im Verfahren gegen Jugendliche und Heranwachsende (Diversionsrichtlinie).)

Zu 6.: Es wird auf die anliegende Diversionsrichtlinie Bezug genommen.

Berlin, den 17.Februar 2021

In Vertretung

Dr. Brückner
Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz
und Antidiskriminierung


























